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Induſtrie und Verwaltung. 
Ein Beitrag zur Reform unſeres Verwaltungsrechtes. 
Von Dr. Rudolf Kobatſch, Seeretär des Niederöſterreichiſchen Gewerbevereines. 


Die in letzter Zeit von verſchiedenen Seiten ſo lebhaft erörterte 
Frage der Beziehungen der Staatsverwaltung zur In duſtrie 
hat insbeſondere ein Problem ausführlicher behandelt, das des Rechtes 
gewerblicher Anlagen. Der Niederöſterreichiſche Gewerbeverein, dann 
die Handelskammern in Prag und Pilſen haben Enquéten veranſtaltet, 
welche reiches Thatſachen⸗Material über die Mißſtände auf dieſem 
Gebiete der gewerblichen Verwaltungspraxis zu Tage förderten. Die 
weſentlichen Ergebniſſe, zu welchen man auf Grund dieſes Materials 
gelangte, ſind kurz folgende: Verbote von Betriebsanlagen und Be— 
dingungen, unter denen fie gewahrt werden, find oft fachlich nicht 
gerechtfertigt und beruhen auf groben Irrthümern über die techniſchen 
Verhältniſſe oder auf einſeitiger Zurückſetzung der induſtriellen Intereſſen 
gegenüber denen der Anrainer, der Fiſchereiberechtigten u. ſ. w. Die 
Geſuche um Betriebsanlagen werden ſehr langſam erledigt; ebenſo 
verhält es ſich mit der Collaudirung der Anlagen. Es werden Fälle 
berichtet, wo dieſe Amtshandlungen oft erſt nach Monaten, ja nach 
noch längerer Zeit vorgenommen wurden. Ueberhaupt iſt durch die 
Entwicklung der modernen Induſtrie der Verwaltung in Oefter- 
reich eine ganz neue Aufgabe entſtanden, welcher der Ver— 
waltungs⸗Organismus ſich noch nicht angepaßt hat. Die behördlichen 
Organe ſind zu gering an Zahl; die Baubewilligung wird getrennt 
von der gewerblichen Bewilligung vorgenommen, obwohl das Gewerbe⸗ 
geſetz wie die Bauordnungen beſtimmen, daß beide „thunlichſt“ gleich- 
zeitig ſtattfinden ſollen. Die erſtinſtanzlichen Behörden verfügen über 
zu wenig Fachleute, über feine Maſchinen⸗Ingenieure, Chemiker, Elektro- 
techniker; jo entſcheidet über chemiſche Anlagen noch immer das ſanitäts⸗ 
behördliche Organ — der Bezirksarzt. Die den Unternehmern zu 
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ſtellenden Bedingungen ſollten richtig gewählt werden. Es wird 
daher gefordert, daß dieſe Bedingungen (Normalien), ſowie die Friſten 
des Verfahrens durch Geſetze und Verordnungen feſtgelegt werden. 
Die Bauordnungen enthalten zwar detaillirte Vorſchriften für ge— 
ſchloſſene Orte; bei den iſolirten Bauten, insbeſondere bei Induſtrial— 
bauten, gelten dieſe Normen nicht, und hier herrſcht oft große Will— 
kür der Behörden. Ueberhaupt wird es als ein Mangel empfunden, 
daß die Behörden, was der Verwaltungs-Gerichtshof in mehrfachen 
Erkenntniſſen ausgeſprochen hat, bei der Genehmigung einer Anlage 
nach freiem Ermeſſen vorgehen können. Aus dem Wechſel des 
Perſonals ergibt ſich auch eine ſehr ſchwankende Spruchpraxis, da 
die verſchiedenſten Auffaſſungen und die verſchiedenſten Grade des 
Verſtändniſſes vorkommen. Wenn die Bedingungen einer Anlage im 
Voraus bekannt wären, könnten die Induſtriellen auch viele Auslagen 
erſparen. Ferner wird oft in unwürdiger Weiſe von den Parteien 
bei der Commiſſion gefeilſcht, und man verſucht, durch möglichſt leb— 
hafte Einwendungen die behördliche Entſcheidung einſeitig zu beein— 
fluſſen. Der Recursweg iſt ein dornenvoller und langwieriger. Wenn 
das Beamten-Perſonal vermehrt und ſachgemäß verwendet würde, 
könnten die vorgeſchriebenen Friſten wohl eingehalten werden. Ueber⸗ 
haupt ergibt ſich die Nothwendigkeit, das ganze Verfahren zu refor— 
miren, und ſeine Umſtändlichkeit, die Vielſchreiberei, die Ungerechtigkeit 
der Taxen u. A. m. zu beſeitigen. 

Bekanntlich wurde von dem früheren Handelsminiſter Dr. Baern⸗ 
reither ein Erlaß an die Unterbehörden hinausgegeben, welcher dieſe 
Beſchwerden zum großen Theile für gerechtfertigt findet und die er— 
wähnten Mittel der Abhilfe in Ausſicht ſtellt. Auch den Induſtrierath 
ſoll dieſe Frage beſchäftigen, und der Referent, Herr Willy Ginzkey, 
iſt bereits mit einer Fülle von Material gerüſtet. 

Prüft man die bisher erörterten Vorſchlage, fo ſtößt man auf 
ſolche, welche auf dem Verordnungswege durchgeführt werden 
können, und auf ſolche, welche eine Aenderung des Geſetzes noth— 
wendig machen. Auf dem Verordnungswege ließen ſich jedenfalls be— 
ſtimmte Normalien ausarbeiten, welche, wenn fie von dem Conſens⸗ 
werber eingehalten würden, ihm ein Recht auf die Bewilligung der 
Anlage gewährleiſten. Ebenſo ſollten die Behörden zur Einhaltung der 
Friſten verpflichtet werden. Nun glauben wir aber, daß derartige Nor— 
malien, abgeſehen von der großen Schwierigkeit, hier das Richtige 
zu treffen und ſich der ſo raſch entwickelnden induſtriellen Technik 
jederzeit anzupaſſen, keine endgiltige Löſung des Problems 
bedeuten. Denn welches Mittel ſteht der Partei, dem Induſtriellen, zu 
Gebote, wenn die Frage, ob er die Betriebsbedingungen erfüllt habe, 
von der Behörde anders beurtheilt wird, als von ihm felbit? Es 
bleibt ihm nur der Recursweg offen, und wenn auch vorgeſchlagen 
wurde, daß die zweite und dritte Inſtanz ebenfalls fachtechniſch reorganiſirt 
werden, fo involvirt der Inſtanzenzug eine außerordentliche Verſchlep⸗ 
pung der ganzen Angelegenheit. 

Wir glauben daher, daß eine radicale Abhilfe doch nur auf dem 
Geſetzgebungswege möglich wäre. Allerdings bieten ſich auch 


hier nicht unerhebliche Schwierigkeiten. So könnte dieſe Fage nicht 
bloß im Rahmen des Reichs-Gewerbegeſetzes, ſondern müßte auch in 
den Landes-Bauordnungen und Waſſergeſetzen durchgeführt werden, 
was eine ſehr umfängliche Arbeit des Geſetzgebungs-⸗Apparates be⸗ 
deutet. Trotzdem gibt es eine Reihe geſetzlicher Beſtimmungen, welche 
für das ganze Reich einheitlich getroffen werden könnten und bereits 
eine weſentliche Verbeſſerung gegenüber dem gegenwärtigen Zuſtande 
darſtellen. 

In erſter Linie müßten ſogenannte Präcluſivpfriſten nor⸗ 
mirt werden. Schon jetzt kennt die Gewerbeordnung in dem Falle, 
daß es ſich um die Ausſchreibung der Commiſſion zur Genehmigung 
der Betriebsanlage handelt, eine zwei- bis vierwöchentliche Friſt. 
Ebenſo beſtimmen die Bauordnungen, daß die Baucommiſſion acht 
bis dreißig Tage nach dem Einlangen des Geſuches ſtattzufinden habe. 
Einzelne Bauordnungen, ſo die für Trieſt und Krakau, entbinden ſogar 
die Behörden der Pflicht, eine ſolche Commiſſion überhaupt vor— 
zunehmen, wenn der Bauplan den Erforderniſſen der Statik, Ge— 
ſundheit, Feuerſicherheit und Aeſthetik entſpricht und die Zuſtimmung 
der Anrainer und Intereſſenten unterſchriftlich dargethan iſt. Aber 
auch dieſe Friſten werden häufig nicht eingehalten, und die Partei 
hat derzeit kein Recht, gegenüber einer ſolchen Friſtüberſchreitung ſich 
ſchadlos zu halten. Was alſo fehlt, iſt, dieſem Rechte die 
Sanction zu geben, und zwar ſollte beſtimmt werden, daß die 
Partei, wenn ſie den Bauplan, beziehungsweiſe den Plan der Anlage, 
mit den gehörigen Belegen, mit den Unterſchriften der Anrainer ver— 
ſehen, bei der Behörde eingereicht hat und die Local-Commiſſion 
binnen einer gewiſſen Friſt nicht ſtattfindet, ein Recht hat, den Bau 
auszuführen. 

Dieſer Gedanke iſt kein neuer. Ein bekanntes Beiſpiel hiefür 
finden wir ja in dem Vereins geſetze vom Jahre 1867, wo es 
heißt, daß ein Verein ſeine Thätigkeit beginnen darf, wenn ein Be— 
ſcheid der Behörde vier Wochen nach der Anmeldung nicht erfloſſen 
iſt. Auch hat Dr. Seidler aus Leoben in einem Vortrage über die 
Reform des Waſſerrechtes gefordert, daß über ein eingebrachtes 
Conceſſions-Geſuch um Waſſerbenützung bei jeder Inſtanz binnen einer 
geſetzlich zu beſtimmenden Friſt entſchieden werden muß, widrigens 
die Conceſſion als ertheilt anzuſehen iſt. Ferner haben einzelne 
Handelskammern in ihren Gutachten über die letzte Gewerbenovelle vom 
Jahre 1895 gefordert, daß, wenn die Collaudirungs-Commiſſion 
nicht binnen vierzehn Tagen nach Anzeige der Fertigſtellung der ge— 
nehmigten Betriebsanlage ſtattgefunden hat, mit dem Betriebe begonnen 
werden könne. Das gleiche Bedürfniß nach einer Präcluſibfriſt ſtellt 
ſich auch im Falle des Recurſes heraus. Hat die Behörde die Com— 
miſſion rechtzeitig vorgenommen, die Genehmigung jedoch nicht ertheilt, 
ſo muß die zweite Inſtanz über den dagegen eingebrachten Recurs, 
ſagen wir, binnen vier Wochen entſcheiden, widrigens vorausgeſetzt 
wird, daß dieſem Recurſe ſtattgegeben wurde. 

Ich überſehe nicht, daß bei der bekannten Ueberbürdung vieler 
politiſcher Behörden durch eine ſolche Befriſtung ihr Aufſichtsrecht 
leicht zu Schaden kommen könne. Man darf aber nicht vergeſſen, daß 
dieſem Aufſichtsrechte des Staates auf der andern Seite ein 
für die Volkswirtſchaft und das Staatswohl mindeſtens ebenſo wichtiges 
Recht der Parteien auf die möglichſt raſche Entſchei— 
dung im Falle einer Betriebsanlage gegenüberſteht. Ferner kommt 
ja dieſes Aufſichtsrecht oder Genehmigungsrecht der Behörden durchaus 
nicht einem vollen freien Rechte der Verleihung gleich. Ueberhaupt 
hat ſich die Praxis leider dahin entwickelt, daß für die Genehmigung 
der Betriebsanlage auch bei ſolchen Gewerben, welche zufolge der Ge- 
werbeordnung als freie, d. h. nicht conceſſionspflichtige gelten, 
factiſch ein Conceſſionszwang beſteht. Dies iſt eine Anomalie, 
welche dem Geiſte des Gewerbegeſetzes widerſpricht, aber nur durch 
die Einführung der erwähnten Präcluſiofriſten wirklich beſeitigt 
werden könnte. 

Bei einer Novellirung der einſchlägigen Geſetze müßten jedoch auch 
noch andere, nicht minder wichtige Beſtimmungen normirt werden. Sowohl 
die Gewerbeordnung als die Bauordnungen und Waſſergeſetze enthalten die 
uniforme Beſtimmung, daß bei der commiſſionellen Verhandlung die 
bau=, gewerbe- und waſſerpolizeilichen Rückfichten „womöglich 
gleichzeitig“ vorgenommen werden ſollen. Dieſes Wörtchen „wo= 
möglich“ öffnet der behördlichen Willkür Thür und Thor; es muß 
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daher analog dem einſchlägigen 8 18 der deutſchen Gewerbeordnung 
eliminirt werden. Ebenſo verhält es ſich mit einer weiteren Norm 
des Gewerbegeſetzes, derzufolge die Entſcheidung über eine gewerbliche 
Anlage „mit aller Beſchleunigung“ zu erfolgen hat. Auch 
dieſer elaſtiſche Ausdruck iſt unſtatthaft und würde naturgemäß aus 
dem Geſetze beſeitigt werden müſſen, wenn die erwähnten Präcluſiv⸗ 
friſten eingeführt werden. f F 

Handelt es ſich bisher um die Frage, wie das Recht der 
Partei auf die Genehmigung von Anlagen gewährleiſtet werden 
ſoll, jo erübrigen noch zahlreiche Fragen, welche ſich auf die Sich e— 
rung dieſer Parteienrechte beziehen. Hier ſcheint mir von 
principieller Wichtigkeit, die civilrechtliche Haftung auch der 
politiſchen Beamten und Organe endlich geſetzlich feſtzulegen. § 12, 
Alinea 3, des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 145, 
enthält die Zuſage, „die civilrechtliche Haftung der Staatsdiener für 
Rechtsverletzungen, welche durch pflichtwidrige Verfügungen 
verurſacht wurden, durch ein Geſetz zu normiren“. Dieſes Geſetz iſt 
bisher leider nicht zu Stande gekommen. Wohl aber wird das Inter— 
eſſe der Parteien hinſichtlich pflichtwidrigen Verhaltens der richter— 
lichen Beamten durch das bekannte Syndicatsgeſetz vom Jahre 1872 
geregelt. In beiden Fällen handelt es ſich aber um Vermögensrechte, 
um den Schutz oft der gleichen Intereſſen, vielleicht ſogar bei der 
Haftung der politiſchen Beamten um größere und ſchwerwiegendere 
Intereſſen als bei der Haftung der Gerichtsfunctionäre. Ein Correlat 
zu dieſem Haftpflichtgeſetze würde aber auch die Einführu ng von 
Muthwillensſtrafen für Einwendungen ſein, welche von An— 
rainern und Intereſſenten gegen die Errichtung einer Anlage erhoben 
werden; zum mindeſten ſollte man die Erlegung einer Caution 
fordern, da nur auf dieſem Wege eine raſche und einfache Amts— 
handlung ermöglicht würde. 

Endlich wäre auch noch die Frage der Commiſſions-Ge— 
bühren der politiſchen Beamten zu erörtern. Wir ſtehen hier vor 
dem Ueberbleibſel einer längſt entſchwundenen Form der Entlohnung 
öffentlicher Functionäre. Die Syſtemiſirung fixer Bezüge hat ſich ja 
nur langſam aus den chaotiſchen Zuſtänden der Sportelwirth— 
ſchaft heraus entwickelt, und erſt vor kurzer Zeit wurde ein ſolches 
Ueberbleibſel, die Collegiengelder der Profeſſoren, beſeitigt. Es iſt 
nicht abzuſehen, warum dieſe Reminiscenz nicht auch bei den poli— 
tiſchen Beamten beſeitigt werden könnte. Allerdings bedeuten derzeit 
die Commiſſionsgelder eine nicht unweſentliche Mehreinnahme der 
Beamten. Wenn aber dieſe Bezüge pauſchalirt oder in anderer Weiſe 
fixkirt würden, könnte das für Amtsperſonen durchaus unwürdige 
Syſtem der Commiſſions-Gebühren ſehr leicht beſeitigt und damit 
auch die Luſt zum Commiſſioniren weſentlich eingeſchränkt werden. 

Ueberhaupt gilt es, die politiſche Verwaltung, welche nach dem 
Vorſchlage der Prager Handelskammer in allen Inſtanzen fachlich ge— 
gliedert werden ſoll, woraus ſich auch ſpecifiſche Gewerbebehörden er— 
geben würden, aus dem Zuſtande des Bureaukratismus, des Klein— 
oder Hausbetriebes in Formen hinüberzulenken, welche dem modernen 
Geiſte, der ſich auf immer mehr und mehr Gebiete des öffentlichen 
Lebens erſtreckt, adäquat ſind. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Heimatsgemeinde iſt zur Beſtreitung der öffentlich beurkundeten 
Legitimation eines unehelichen Kindes durch nachgefolgte Ehe nicht 
berechtigt. 

Joſef A. iſt am 15. März 1869 als unehelicher Sohn der 
Anna B. geboren und durch die am 6. October 1885 abgeſchloſſene 
Ehe ſeiner Mutter mit Johann A. per subsequens matrimonium 
als Sohn der letzteren legitimirt worden. Seinem an die Gemeinde C. 
geſtellten Begehren um Ausſtellung eines Heimatſcheines iſt mit der 
Motivirung nicht willfahrt worden, daß Joſef A. nicht der Sohn des 
Johann A., ſondern eines gewiſſen Thomas D. ſei. Die Gemeinde C. 
wurde von der ihr vorgeſetzten Bezirkshauptmannſchaft zwar be— 
auftragt, den geforderten Heimatſchein hinauszugeben, gleichzeitig jedoch 
angewieſen, bezüglich der von ihr aufgeſtellten Behauptung, Joſef A. 
ſei nicht der leibliche Sohn des Johann A. und daher durch die Ehe 
ſeiner Mutter mit Letzterem nicht legitimirt worden, den ordentlichen 
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Civilrechtsweg zu betreten. Dieſem Auftrage entſprechend, hat die Ge⸗ 
meinde C. den Joſef A. auf Anerkennung der Ungiltigkeit ſeiner 
Legitimirung belangt. 

Das Kreisgericht hat in der Hauptſache der Klage ſtattgegeben, 
weil es auf Grund des durchgeführten Zeugenbeweiſes als erwieſen 
angenommen hat, daß Johann A. mit Anna B. vor der Geburt des 
Joſef A. keinen geſchlechtlichen Umgang gepflogen hat, ſohin unmög⸗ 
lich der leibliche Vater des Geklagten Joſef A. ſein könne, daher die 
Grundbedingung zur nachträglichen Legitimirung der unehelichen 
Geburt fehle. Zur Einbringung der Klage ſei die Gemeinde berechtigt, 
da fie ein rechtliches Intereſſe daran habe, ſicherzuſtellen, ob die per 
subsequens matrimonium durchgeführte Legitimation rechtsgiltig ſei 
oder nicht, weil hievon das Heimatsrecht des Belangten abhänge, 
welches dieſem das Recht gewähre, an die Gemeinde, als die Zu⸗ 
ſammengehörigkeit mehrerer Individuen an einem beſtimmten Orte, 
gewiſſe vermöͤgensrechtliche Anforderungen zu ſtellen, zu deren Er⸗ 
füllung dieſelbe geſetzlich verpflichtet ſei. 8 5 

Das Oberlandesgericht hat die Klage abgewieſen. Denn wiewohl 
der Gemeinde ein gewichtiges Intereſſe an der Giltigkeit oder Un⸗ 
giltigkeit der Legitimation nicht abgeſprochen werden kann, fo musste 
dennoch das Klagebegehren abgewieſen werden, weil nach $ 228 C.- 
P.⸗O. die Exiſtenz und Giltigkeit eines Rechtsverhältniſſes nur als 
eines untheilbaren Ganzen angefochten werden kann, woraus folgt, 
daß eine ſolche Beſtreitung ſich auf alle hieraus entſtehenden Rechte 
und Pflichten beziehen, alſo auch gegen alle Jene gerichtet ſein muß, 
welche dieſer Rechte und Pflichten theilhaftig ſind. Es geht ſohin nicht 
an, einen gerichtlichen Ausſpruch zu fällen, daß dasſelbe durch die 
Legitimation entſtandene Rechtsverhältniß zwiſchen Joſef A. und 
Johann A. als den Hauptintereſſenten unverändert und intact bleiben 
ſoll, und daß Joſef A. lediglich der Gemeinde C. gegenüber als un— 
eheliches Kind zu gelten habe. Gerade bei den Familienrechtsverhält— 
niſſen erfordert es deren principielle Unwandelbarkeit und Unveräußer— 
lichkeit, daß ſie ſtets nur als ein untheilbares Ganze aufgefaßt werden 
können. Soll aber ein derartiges Rechtsverhältniß im Ganzen als uns 
giltig erkannt und ſollen die Folgen davon allſeits und genau durch— 
geführt werden, dann muß der gerichtliche Ausſpruch gegenüber allen 
Intereſſenten erfolgen und muß die betreffende Klage nicht bloß gegen 
den legitimirten Sohn, ſondern auch gegen den legitimirenden Vater 
gerichtet ſein. Dies hat jedoch die Klagsſeite unterlaſſen, es iſt daher 
die gegen den Sohn allein gerichtete Klage verfehlt, da dieſer allein 
an dem Legitimationsverhältniß nichts ändern kann und dasſelbe in 
allen Fällen anzuerkennen verpflichtet iſt. 

Der Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 11. October 1898, 
3. 12.063, dieſes Urtheil des Oberlandesgerichtes beſtätigt, und zwar 
aus folgenden 0 , 

Gründen: Die zwei Rechtsfragen: 1. ob ein Kläger nach 
dem Geſetze berechtigt iſt, gegen eine beſtimmte Perſon den in der 
Klage behaupteten Anſpruch zu ſtellen, und 2. welche Perſonen, dann 
ob einer von den Intereſſenten oder alle mitzubelangen waren, ſind 
auseinanderzuhalten. b 

Für dieſen Proceß iſt die erſte Rechtsfrage maßgebend. 

Es handelt ſich um den Ausſpruch, ob der Geklagte der (legiti⸗ 
mirte) Sohn der Eheleute Johann und Anna A. ſei oder nicht. Es 
mag ſein, daß von der Beantwortung dieſer Frage für die klagende 
Gemeinde die Verbindlichkeit abhängt, dem Geklagten einen Heimat— 
ſchein auszuſtellen und eventuell auch die aus der Heimatzuftändigfeit 
des Geklagten ſich weiter ergebenden vermögensrechtlichen Folgen hievon 
abhängen. Allein daraus folgt noch nicht das Recht der klagenden Ge- 
meinde, eine Aenderung der Familienverhältniſſe des Geklagten, des 
ſogenannten „Status“ einer Perſon, zu bewirken, in dieſe Familien- 
verhältniſſe ohneweiters einzugreifen. 

Ebenſo könnte ſich die Gemeinde auch in anderer Richtung in 
Familienverhältniſſe einmengen wollen und beiſpielsweiſe die Giltig- 
keit der Ehe eines in dieſer Gemeinde heimatszuſtändigen Mannes 
(aus nicht dem öffentlichen Rechte angehörigen Gründen) beſtreiten, 
trotzdem die Abſchließung der Ehe durch eine öffentliche Urkunde be— 
wieſen iſt und von keinem der Ehegatten angefochten werden will; 
oder beiſpielsweiſe die Hilfe des Richters anrufen, wenn der zum 
Widerſpruche im Sinne des $ 156 a. b. G.-B. berechtigte Ehemann 
den Widerſpruch nicht erhebt und nicht erheben will, die Heimats— 


gemeinde jedoch in der Unterlaſſung des Widerſpruches eine Thatſache 
findet, die möglicherweiſe für die Gemeinde mit Auslagen verbunden 
ſein könnte. 

Daß irgend eine beſtimmte Perſon zu einer anderen Perſon in 
einem Familienverhältniſſe ſteht, z. B. im Verhältniſſe des Vaters 
zum Kinde, des Großvaters zum Enkel, eines Ehegatten zum andern 
u. ſ. w., dies, wenn es durch öffentliche Urkunden nachgewieſen iſt, 
zu beſtreiten, iſt die Gemeinde nicht legitimirt. Die Gemeinde kann 
unter Umſtänden den Beweis dieſes Familienverhältniſſes verlangen, 
aber fie darf in dieſes Familienverhältnis, dasſelbe ändernd oder zer- 
ſtörend, nicht eingreifen. 

Es würde auch die entgegengeſetzte Anſicht zu argen Ver— 
wirrungen führen. Es müßte folgerichtig jeder Intereſſirte (z. B. der 
Gläubiger) berechtigt ſein, Klage zu erheben und ein Urtheil zu er— 
wirken, daß ſein Schuldner der Sohn oder der Enkel eines vermögenden 
verſtorbenen Dritten ſei, um für denſelben eine Erbſchaft und für ſich 
ein Befriedigungsvermögen zu erwirken, oder das Erkenntniß anzu— 
ſtreben, daß eine Dritte, die Frau eines Verſtorbenen, nicht deſſen 
Ehegattin ſei, um ſo bei einem der Erben (ſeinem Schuldner) eine 
größere Erbportion herbeizuführen u. ſ. w. 

Es iſt weiters die Verwirrung zu beachten, die unausweichlich 
entſtehen müßte, wenn über Einmengen eines Dritten in die Familien— 
verhältniſſe der Vater in einem Proceſſe mit ſeinem Gläubiger der 
Vaterſchaft rückſichtlich des Kindes verluſtig oder enthoben werden 
würde, im Proceſſe mit einem anderen Gläubiger als Vater ſeines 
Kindes anerkannt bliebe, während ja doch das Familienverhältniß 
Dritten gegenüber eine abſolute Wirkung ausübt und nur von Familien⸗ 
mitgliedern beſtritten werden kann. Die Hinweiſung auf den § 12 
a. b. G.⸗B. iſt nicht zutreffend; dieſe Geſetzesſtelle enthält nur die 
allerdings zumeiſt eintretende Regel. Die Klagen bei der Miteigen— 
thümerſchaft, Klagen aus Correalobligationen können eine Ausnahme 
von jener Regel bewirken. Dasſelbe iſt bei den ſogenannten Status- 
Klagen der Fall. Iſt ein beſtimmtes Familienverhältniß vorhanden 
(eventuell durch öffentliche Urkunden bewieſen), ſo beſteht es nicht nur 
zwiſchen den Familienmitgliedern, ſondern auch allen dritten Perſonen 
gegenüber. 

Dasſelbe iſt der Fall, wenn in Folge einer Status-Klage ſeitens 
eines Mitgliedes der Familie eine Aenderung eintritt; auch dieſe 
Aenderung wirkt gegenüber allen dritten Perſonen und hat alſo die 
oberwähnte abſolute Wirkung. 

Kraft dieſer Erwägungen kann der klagenden Gemeinde das 
Recht nicht zuerkannt werden, ſich in die vorhandenen Familien- 
verhältniſſe derart einzumengen, daß hiedurch ohne oder etwa gegen 
den Willen einer beſtimmten Perſon deren Familienverhältniß, deren 
Status eine Aenderung erleiden ſoll. 


Die den Mitgliedern des „Allgemeinen Verbandes der Bedienſteten 

der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft öſterr. Linien“ auf Grund der 

Statuten des Verbaudes zukommenden Anſprüche (Unterſtützungs⸗ 

beträge) können nur nach Maßgabe des $ 291 E.⸗O. in Execution 
gezogen werden. 

Das Bezirksgericht hat dem A. zur Hereinbringung ſeiner ur— 
theilsmäßigen Forderung die Execution mittels Pfändung der dem 
B. gegen den „Allgemeinen Verband der Bedienſteten der k. k. priv. 
Südbahn-Geſellſchaft öſterr. Linien“ gebührenden Unterſtützungs-Ab⸗ 
fertigungsſumme per 310 fl. unter Erlaſſung des Zahlungsverbotes 
bewilligt. 

Über Recurs des B. hat das Recursgericht mit Beſchluß erkannt, 
daß die begehrte Execution nicht ſtattfinde, weil Recurrent durch die 
Statuten des obigen Verbandes vom 4. Februar 1898 erwieſen hat, 
daß der Anſpruch auf die im § 18 dieſer Statuten angeführten 
Vereinsbeneficien (Unterſtüzungsbetrag) gemäß § 40 der Statuten 
weder pfändbar noch civilrechtlich klagbar iſt, dieſer Unterſtützungs— 
betrag daher gemäß § 291, Abſatz 2, E.-O. von der Executions— 
führung befreit iſt, inſoferne er den Betrag von 500 fl. nicht über— 
ſteigt, weil der Verband ſich als Sparverein ſeiner Mitglieder darſtellt. 

Der Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 17. Jänner 
1898, 3. 405, über den Reviſionsrecurs des betreibenden Gläubigers 
die angefochtene recursgerichtliche Entſcheidung beſtätigt, weil der 


„Allgemeine Verband der Bedienſteten der k. k. priv. Südbahn-Geſell⸗ 
ſchaſt öſterr. Linien“ nach den vorliegenden, vom Miniſterium des 
Innern am 5. December 1897 genehmigten Statuten, wenngleich 
nicht als Sparverein, ſo doch als eine auf Gegenſeitigkeit beruhende, 
ſtaatlich anerkannte Veranſtaltung anzuſehen iſt, welche im Zwecke der 
Unterſtützung ihrer Mitglieder gegründet wurde (SS 1, 15, 17, 21 
der Statuten), dieſer Zweck in der ſtatutariſchen Anordnung des § 40 
gekennzeichnet wird, der in Frage ſtehende Anſpruch daher, mag er 
nun als Rente oder einmalige Abfertigung beſtehen, gemäß § 291, 
Z. 1 E.⸗O. dem Zwangszugriffe eines Dritten entzogen iſt, nachdem 
derſelbe die Summe von 500 fl. nicht überſteigt. 


Notiz. 


(Leones ad christia nos!) „Christiani ad leones !“ d. i. „Mit den 
Chriſten zu den Löwen!“ hieß in den Verfolgungszeiten des Chriſtenthums in den 
erſten Jahrhunderten der Ruf der Heiden; die Chriſten ſollen den Löwen und 
wilden Thieren vorgeworfen werden zum Ergötzen der Zuſchauer im Circus, wie 
wir in der Geſchichte leſen. Heutzutage kann man mit Fug und Recht den Satz 
umkehren: „Leones ad christianos!“ Die Löwen werden auf die Chriften los⸗ 
gelaſſen, d. h. auf die ganze menſchliche Geſellſchaft. Oder iſt es nicht jo? Zu der 
Annahme dieſes umgekehrten Satzes werden wir gezwungen, wenn wir in der 
„Ludwigsburger Zeitung“ vom 9. März 1898 leſen: „Heute Früh 1 Uhr wurde 
der am 7. März aus dem hieſigen Zuchthaus, wo er wegen Diebſtahls im Rück⸗ 
fall eine mehrjährige Strafe verbüßt hatte, entlaſſene Metzger Theodor K. von E. 
aufgegriffen. Bei ſeiner Durchſuchung fanden ſich 24 Dietriche aller Größen (Sperr— 
haken zum Aufbrechen von Schlöſſern), ein neues Dolchmeſſer und 6 falſche Amts: 
ſiegel vor. Man mußte ihn, da er ſeine Strafe vorher abgeſeſſen und nichts Neues 
verbrochen hatte, wieder loslaſſen auf die menschliche Geſellſchaft“. Man wird ges 
zwungen, jenen alten Satz umzukehren, wenn zu entlaſſende Strafgefangene ihren 
Vorgeſetzten vor der Entlaſſung ins Geſicht jagen: man werde noch von ihnen 
hören, ſie werden etwas Großes leiſten, auch wenn fie ſelber um den Kopf kürzer 
werden. Man muß ſolche Beſtien in Menſchengeſtalt loslaſſen auf die Mitmenſchen, 


da ihre Strafzeit um iſt und ſie erſt wieder hinter Riegel kommen, wenn ſie ihre 


That ausgeführt, der Menſchheit einen Schaden zugefügt haben. „Die Beſtien 
werden auf die Menſchen losgelaſſen“ muß man klagend ausrufen, wenn gemein⸗ 
gefährliche Subjecte, die es keine 14 Tage in der Freiheit aushalten und immer 
wieder die gleiche verbrecheriſche That begehen, ohne ein Zeichen von Beſſerung aus 
der Strafanſtalt ausſcheiden. Genöthigt wird man zur Umkehr des alten Rufes, 
wenn freche Zuhälter und Kuppler beim Abgang aus der Strafanſtalt ohne ein 
Zeichen von aufſteigender Scham offen erklären, daß ſie wieder zum alten „ſcham— 
loſen“ Gewerbe, zur Kuppelei, zurückkehren, das ſei der leichteſte Unterhalt fürs Leben. 
Dieſe Beſtien in Menſchengeſtalt werden losgelaſſen auf ihrer Mitbürger und dürfen 
keinen Tag über ihre Strafzeit in der Strafanſtalt zurückbehalten werden. Erſt 
dann, wenn neue Thaten verübt ſind und die menſchliche Geſellſchaft den Schaden 
zugefügt erhalten hat am Eigenthum oder Leben, dann, nach der verbrecheriſchen 
That, werden fie wieder inhaftirt. Man fragt ſich unwillkürlich: könnten ſolche gez 
fährliche Subjecte, bei denen alle Mühe zur Beſſerung vergeblich ift, nicht vor dem 
Verbrechen unſchädlich gemacht werden? Muß die bürgerliche Geſellſchaft zuvor ge⸗ 
ſchädigt ſein? Könnten die Geſetzgeber nicht dahin wirken, vor gemeingefährlichen 
Menſchen die Geſellſchaft zu ſchützen? Haben dieſe Menſchen Rückſicht auf ihre 
Menſchenrechte zu beanſpruchen, die die Menſchenrechte der Anderen nicht beachten? 
Hat nicht die ganze bürgerliche Geſellſchaft auch ein Menſchenrecht, gegen ſolche 
gefährliche Individuen geſchützt zu werden? Man macht ja auch die gemeingefähr⸗ 
lichen Irrſinnigen ein⸗ für allemal unſchädlich durch Einweiſung in Irrenhäuſer, 
und dieſe handeln unbewußt und nicht mit freiem Willen, und jene mit Abſicht 
und bewußt gefährlichen Menſchen ſollten nicht auch unſchädlich gemacht werden 
können? und die Geſellſchaft ſollte nicht vor ihnen geſchützt werden können oder 
erft dann, wenn es zu ſpät iſt, wenn der Raub oder der Mord geſchehen und das 
Verbrechen verübt iſt? Dieſe Betrachtung und dieſe Unkehrung des alten heid⸗ 
niſchen Rufes drängen ſich dem denkenden Unterthanenverſtande bei der jetzigen Be: 
handlung ſolch gemeingefährlicher Subjecte auf. 


„Württ. Zeitfehr. f. freiw. Gerichtsbarkeit u. Gem.⸗Verw.“ 


Literatur. 


Die amtlichen Vorſchriften, betreffend die Proſtitution in Wien 
in ihrer adminiſtrativen, ſanitären und ſtrafgerichtlichen Anwendung. Von Dr. Joſef 
Schrank, k. k. Polizeiarzt in Wien. Verlag von Joſef Safar, 1899. 

Der bekannte Verfaſſer des Werkes „Die Proſtitution in Wien in hiſto⸗ 
riſcher, adminiſtrativer und hygieniſcher Beziehung“ hat es unternommen, die Vor⸗ 
ſchriften, die in Wien über die Proſtitution beſtehen, zuſammenzuſtellen und an der 
Hand derſelben zu ſchildern, wie das Proſtitutionsweſen in der Reichshauptſtadt 
geleitet und überwacht wird. 

Dieſe Aufſicht, die in Wien ſowohl in ſittenpolizeilicher als auch in ſanitäts⸗ 
polizeilicher Beziehung von der ſtaatlichen Polizeibehörde ausgeübt wird, erſtreckt 
ſich insbeſondere auf die Evidenz, die periodiſche ärztliche Unterſuchung und zwangs- 
weiſe Spitalsbehandlung der Proſtituirten, auf die Ueberwachung der geheimen 
Proſtitution und auf die polizeiliche Beſtrafung im Falle der Uebertretung der 
betreffenden Vorſchriften. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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Die einſchlägigen Verordnungen und Erläſſe ſind in dem Buche theils wört⸗ 
lich, theils im Auszuge enthalten, werden durch genaue Anführung der im Gebrauche 
befindlichen Ausweiſe, Protokolle und zahlreichen ſonſtigen Druckſorten ergänzt und 
in ihrer Anwendung durch den verbindenden Text erläutert. 

Das Buch kann allen Kreiſen, die ſich mit der Proſtitutionsfrage zu be: 
ſchäftigen haben, zur Orientirung auf das Wärmſte empfohlen werden, insbeſondere 
werden aber die Localbehörden anderwärts in den vielfach muſtergiltigen Ein⸗ 
richtungen der Reichshauptſtadt werthvolle Anhaltspunkte für die Regelung der 
Proſtitution in ihrem Wirkungskreiſe finden. 

Dr. Adolf v. Kutſchera. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Ober⸗Finanzrathe und Finanzdirector in Salzburg 
Dr. Johann Nusko den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Baurathe des Staatsbaudienſtes in Galizien 
Joſef Brauneis den Titel und Charaktex eines Ober-Baurathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Ober⸗Finanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath Franz Panek in Zara und den Finanzrath 
Dr. Emil Herzog in Czernowitz zu Ober-Finanzräthen ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Dr. Ignaz R. v. Dembowski 
zum Statthaltereirathe und Referenten für die adminiſtrativen und ökonomiſchen 
Angelegenheiten beim Landesſchulrathe für Galizien ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Director des Pfand⸗ und Leihamtes in Prag 
Edmund Liebiſch den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober⸗Finanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Innsbruck Otto Grafen Sarnthein anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand 
den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

ö Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Forſt- und Domänendirection 
in Görz Franz Grid! anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Ober-Rechnungsrathes verliehen. 


Erledigungen. 


r Mehrere Lotto⸗Oberamts⸗Officialſtellen in der IX. Rangsclaſſe 
bei der Lottogefällsdirection in Wien bis 11. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 124.) 
10, eventuell mehrere Statthalterei-Concipiſtonſtellen in der 
X. Rangsclaſſe bei der böhm. Statthalterei bis 12. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 124.) 
3 Bezirks-Commiſſärsſtellen in der IX., eventuell 3 Statt: 
haltereiconcipiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe bei der ſteierm. Statthalterei 
bis 17. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 124.) 
2 Kanzliſten ſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der politiſchen Ver⸗ 
waltung der Bukowina bis 20. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 122.) 
6 Poſtconceptspraktikantenſtellen mit dem Adjutum jährlicher 
500 fl. bei der Poſt⸗ und Telegrafendirection in Wien bis 28. Juni 1899. 
(Amtsbl. Nr. 122.) 
1 Officialsſtelle in der X. Rangsclaſſe und 4 Kanz liſtenſtellen in 
15 Ph bei der ſteierm. Statthalterei bis 23. Juni 1899. (Amtsbl. 
5 0 
1 proviſoriſche Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Polizei⸗ 
direction in Graz bis 24. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 121.) 
1 Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der ſtaatl. Unterſuchungs⸗ 
anſtalt für Lebensmittel in Graz bis 25. Juni 1899. (Amtsbl. Nr. 122.) 


3. 22.710. 


Kundmachung. 


Durch Beſchluß des ſteierm. Landtages wurde für den Dienſt der Rechts⸗ 
ſchutz⸗Abtheilung der Landes⸗Findelanſtalt in Graz eine Beamtenſtelle der IX. Rang: 
claſſe der Landes⸗Beamten geſchaffen, welche ſofort zur Beſetzung gelangt. 
Mit dieſer Stelle, welche vorerſt proviſoriſch und erſt nach Ablauf einer 
einjährigen, befriedigenden Dienſtleiſtung definitiv verliehen wird, iſt ein Gehalt 
von 1100 fl., eine Activitätszulage von 300 fl. und eine Subſiſtenzzulage von 
100 fl., zuſammen ein Jahresbezug von 1500 fl. ſowie der Anſpruch auf 
2 Quinquennalzulagen à 100 fl. nach 5=, bezw. 10jähriger befriedigender Dienſt⸗ 
leiſtung, verbunden. . 

N Bewerber haben ihre Geſuche, in welchen die juridiſche Bildung, ſowie die 
bisherige praktiſche Verwendung nachzuweiſen ſind, bis 20. Juni 1899 an den 
ſteierm. Landes⸗Ausſchuß einzubringen. 


Graz, am 29. Mai 1899. 
Pom ſteierm. Tandes-Ausſchuffe. 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen ik und 29 der Erkenntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


